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Antwort 
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— Drucksache 11/3239 — 


Zinssubvention der Bundesregierung für Dritte-Welt-Staaten bei Umschuldung 
im Pariser Club 


Der Bundesminister der Finanzen - VII A 6- F 6424 - 398/88 ~ hat 
mit Schreiben vom 25. November 1988 namens der Bundesregie- 
rung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Trifft es zu, daß die beim Weltwirtschaftsgipfel 1988 in Toronto 
grundsätzlich beschlossenen Schuldendiensterleichterungen für 
die ärmeren Dritte-Welt-Staaten inzwischen auf eine Gruppe von 
22 „schulden-zerrütteten" Länder Afrikas („debt-distressed count- 
ries") eingeengt worden sind [vgl. Walter Michler, Viel Wind um 
das Sonderprogramm Afrika, in: epd-Entwicklungspohtik 18/88 
(Oktober), S. 15]? 

2. Um welche Länder handelt es sich dabei im einzelnen, und wie 
wird diese Begrenzung der begünstigten Staaten begründet? 


Der Pariser Club hat die Gewährung der in Toronto beschlossenen 
zusätzlichen Schuldendiensterleichterungen bei Umschuldungen 
für Länder in Sub- Sahara- Afrika ohne Beschränkung auf eine be- 
stimmte Anzahl beschlossen und dafür folgende Voraussetzungen 
festgelegt: 

— Hohe Schuldendienstbelastung, 

— große Armut; Maßstab ist der tatsächliche Zugang zu IDA- 
Krediten (ausgenommen sind solche Länder, die gleichzeitig 
IDA- und Weltbank- Kredite bekommen), 

— bestehendes Anpassungsprogramm mit dem IWF, 

— Bemühungen des Schuldnerlandes, seinen Schuldendienstver- 
pfhchtungen gegenüber seinen Gläubigerländern nachzu- 
kommen. 
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Das Vorliegen der genannten Voraussetzungen wird in jedem 
Einzelfall geprüft. 


3. Welche Staaten sollen durch die angekündigte Zinssubvention der 
Bundesregierung bei Umschuldung im Pariser Club begünstigt 
werden, und nach welchen Kriterien werden die Länder ausge- 
wählt? 

4. Trifft es zu, daß es sich dabei um 16 Staaten handelt (vgl. Hansjörg 
Häfele, Der deutsche Beitrag zur Linderung der internationalen 
Verschuldung, in: Wirtschafts- und sozialpolitische Berichte, 3. Ok- 
tober 1988)? 


Die Bundesregierung hat beschlossen, daß folgende 16 Länder, 
mit denen sie bereits in der Vergangenheit bilaterale Umschul- 
dungsabkommen geschlossen hat, für Zinszugeständnisse in 
Frage kommen; 

Gambia, Ghana, Guinea, Madagaskar, Malawi, Mauretanien, 
Mosambik, Sambia, Senegal, Sierra Leone, Sudan, Tansania, 
Togo, Uganda, Zaire und ZAR. 

Hierbei hat sie sich nach den in der Antwort zu den Fragen 1 
und 2 angegebenen Maßstäben gerichtet. 


5. Warum ist die Bereitschaft einer Dritte-Welt-Regierung zur Durch- 
führung eines IWF/Weltbank-Anpassungsprogramms unabding- 
bare Voraussetzung für die bundesdeutsche Zinssubvention? 


Alle multilateralen Umschuldungsregelungen im Pariser Club set- 
zen den Abschluß eines zwischen Schuldnerland und IWF ver- 
einbarten Anpassungsprogramms voraus. Hierdurch soll sicher- 
gestellt werden, daß das Schuldnerland die ihm gewährte Ent- 
lastung zu Anpassung und Reform nutzt, insbesondere die Ur- 
sachen überwindet, die zu seinen Zahlungsschwierigkeiten ge- 
führt haben. 

Die Teilnehmerländer des Wirtschaftsgipfels von Toronto und die 
im Pariser Club sich zusammenfindenden Gläubigerländer haben 
bekräftigt, daß die genannte Voraussetzung auch für die Gewäh- 
rung zusätzhcher Erleichterungen zugunsten besonders armer 
und hoch verschuldeter Entwicklungsländer gilt. 


6. Trifft es zu, daß die bundesdeutsche Subvention den höheren 
Betrag von der Hälfte der fähigen Zinsen oder 3,5 Prozentpunkten 
umfassen soll und die neue Laufzeit bei Umschuldungen im Pariser 
Club auf maximal 14 Jahre (davon acht tilgungsfrei) festgelegt 
wurde (vgl. Financial Times, 26. September 1988)? 


Die Bundesregierung hat in Aussicht genommen, Zuschüsse zu 
Konsolidierungszinsen in Höhe von bis zu 50 vom Hundert des 
Konsolidierungszinssatzes, höchstens aber 3,5 Prozentpunkte, zu 
gewähren. Die Laufzeit der entsprechenden Umschuldungsab- 
sprachen im Pariser Club beträgt 14 Jahre bei 8 tilgungsfreien 
Jahren. 
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7. Wie rechtfertigt die Bundesregierung die Reduzierung der maxima- 
len Rückzahlungsfrist von bisher 20 auf 14 Jahre für die ärmsten 
Länder Afrikas? 


Auf Empfehlung des Wirtschaftsgipfels von Venedig wurden be- 
sonders armen und hoch verschuldeten Entwicklungsländern in 
Afrika für umgeschuldete Zahlungsverpflichtungen Rückzah- 
lungsfristen von bis zu 20 Jahren zu Marktzinsen gewährt. Dies 
bedeutete gegenüber den bis dahin übhchen Fristen von 10 Jah- 
ren eine erhebliche Erleichterung. 

Nach dem in Toronto und im Pariser Club vereinbarten Umschul- 
dungsmodell des Entgegenkommens können den ärmsten Län- 
dern nunmehr auch Schuldendiensterleichterungen zu den in der 
Antwort zu Frage 6 genannten günstigen Bedingungen gewährt 
werden. Der Verzicht auf marktmäßige Verzinsung bei einer 
Laufzeit von 14 Jahren bringt den ärmsten Ländern eine erheb- 
liche zusätzhche Entlastung. 


8, Wie hoch werden die zu erwartenden jährlichen Belastungen durch 
den Ztnserlaß für den Bundeshaushalt 1989 bis 1995 ausf allen (jähr- 
hche Angaben)? 


Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat für Zu- 
schüsse an Entwicklungsländer in Afrika südlich der Sahara zu 
Konsolidierungszinsen bei Umschuldungen für das Haushaltsjahr 
1989 Ausgaben in Höhe von 42,7 Millionen DM und für künftige 
Haushaltsjahre eine Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 
372,8 Millionen DM bewilligt. Diese Beträge werden ganz über- 
wiegend benötigt für Zinszuschüsse zu Konsolidierungszinsen für 
bis Ende 1990 fällige und erneut umzuschuldende Raten aus von 
der Bundesregierung geschlossenen Umschuldungsabkommen. 


9. Trifft es zu, daß 1989 31 Mio. DM für die Zinssubvention zu veran- 
schlagen sind (vgl. Südkurier, Konstanz, 22. September 1988)? 


Nein, siehe Antwort zu Frage 8. 


10. Trifft es zu, daß die Zinssubvention vom Entwicklungshilfe -Haus- 
halt (Einzelplan 23) getragen werden soll? Wenn ja, welcher Haus- 
haltstitel ist dafür vorgesehen? 


Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in seiner 
Sitzung am 10. November 1988 die Einrichtung eines besonderen 
Titels im Einzelplan 23 (Kapitel 23 02 Titel 666 03) für 1989 mit der 
Maßgabe gebilligt, daß die Leistung von Ausgaben sowie die 
Inanspruchnahme der Verpfhchtungsermächtigung der Einwilli- 
gung des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages be- 
dürfen, sowie daß Zinszuschüsse für den Selbstbehalt der Dek- 
kungsnehmer und für Rüstungs- sowie polizeiliche und mihtäri- 
sche Ausrüstungsgeschäfte nicht gewährt werden können. 
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11. Wie begründet die Bundesregierung die Abwälzung der Zinssub- 
vention für die zahlungsunfähigen Länder Afrikas auf die Ent- 
wicklungshilfe, da es sich hierbei doch um (absehbare) Verluste 
der bundesdeutschen Exportförderung durch Hermes-Bürgschaf- 
ten handelt, die besser vom Wirtschaftsministerium abzudecken 
wären? 


Die Bundesregierung hält die Zinszuschüsse aus außenwirt- 
schafts-, außen- und entwicklungspolitischen Gesichtspunkten 
für geboten, um die Schuldendienstleistungen der ärmsten Län- 
der zu entlasten. Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat die Einrichtung eines zusätzhchen Titels im Einzel- 
plan 23 für 1989 gebilligt. 


12. Was hält die Bundesregierung von der Idee, die Zinssubvention 
durch eine Zwangsabgabe auf die Gewinne der bundesdeutschen 
Exportunternehmen zu finanzieren? 


Die Bundesregierung kann dieser Idee nicht folgen. 


13. Trifft es zu, daß die Bundesregierung ihre Bereitschaft zu dieser 
Zinssubvention erst nach massivem Druck der übrigen Finanzmini- 
ster der G7 erklärt hat (vgl. Financial Times, 26. September 1988)? 


Nein. Die Bundesregierung hat am Zustandekommen der Ver- 
einbarungen von Toronto aktiv mitgewirkt. 
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